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Eine Ampel-Bilanz aus Sicht der Kommunen 

Erfolge, Leerstellen und Rückschritte 
Was ist aus Sicht der Grünen Kommunalpolitik die Bilanz dieser Regierungszeit? Was war ein Schritt nach vorn,  
wo ging es nicht voran?

	> Karo Otte und Konstantin Mallach

Trotz des plötzlichen Endes der Ampel-
Regierung haben wir viel Progressives 
in harter Detailarbeit im Bundestag vo-
rangebracht. Einiges wurde in der AKP 
bereits beschrieben. 

Schritte in die richtige Richtung
Da ist die Novelle der Gemeinschafts-
aufgabe für regionale Wirtschaftsent-
wicklung (GRW), die die Daseinsvor-
sorge vor Ort durch neue Fördermög-
lichkeiten stärkt.1 Oder die Wärmepla-
nung, die als wesentliche Säule der Wär-
mewende Planungssicherheit für alle 
schafft und Kommunen dafür das nötige 
Geld zukommen lässt.2 Und da ist auch 
das neue Straßenverkehrsgesetz, das vor 
Ort mehr Freiheiten bei Tempo 30 und 
der Planung des Rad- und Fußverkehrs 
gibt. 

Diese Projekte sind auch durch starkes 
Engagement der kommunalen Interes-
sengruppen entstanden. So gab es beim 
Wärmeplanungsgesetz ausführliche An-
hörungen und bei der GRW-Novelle ei-
nen umfangreichen Konsultationspro-
zess. Ebenso haben sich über tausend 
Städte, Kreise und Gemeinden in einer 
Initiative zusammengeschlossen und für 
die neuen Straßenverkehrsregeln einge-
setzt.3

Besonders wichtig war auch die Arbeit 
der „Allianz kommunaler Mandatsträ-
ger*innen“, welche sich in dieser Wahl-
periode aus den kommunalpolitischen 
Bundesvereinigungen aller demokrati
schen Parteien zusammengesetzt hat. 
Dieses breite Bündnis hat die Schaffung 
einer „starken Stelle“ vorangetrieben: 

Damit haben von Gewalt betroffene oder 
bedrohte Kommunalpolitiker*innen nun 
einen zentralen Anlaufpunkt.4 

Bleibende Grüne Strukturen
Diese Art des Miteinanders zwischen 
kommunalen Mandatsträger*innen und 
Bundespolitik haben wir besonders auch 
auf Grüner Ebene gestärkt. So diente ein 
in dieser Wahlperiode gegründeter „Ver-
netzungskreis Kommunales“ insbeson-
dere innerhalb der Bundestagsfraktion 
als Austauschplattform. Der Kommunal-
kongress im Frühjahr 2024 war mit über 
400 Teilnehmer*innen eine der größten 
Veranstaltungen der Bundestagsfraktion 
in dieser Wahlperiode.5 

Und wir haben die Gründung der 
„BGKomm“ unterstützt – ein großer 
Grüner Meilenstein. Diese kommunal-
politische Vereinigung auf Bundesebene 
ermöglicht engere Absprachen, schnel-
lere Informationsflüsse und eine besse-
re Vernetzung der kommunalpolitischen 
Vereinigungen in den einzelnen Bundes-
ländern.6 

Diese Strukturen können wir auch in 
den kommenden Wahlperioden nutzen. 
Sie verbessern unsere Arbeit nachhal-
tig und werden der Relevanz der Städte, 
Gemeinden und Landkreise für unsere 
bündnisgrüne Politik gerecht.

Schieflage der Kommunalfinanzen 
ist nicht behoben
Auch wenn viel erreicht werden konn-
te, gibt es Bereiche, in denen wir als 
Ampel-Koalition zu wenig aktiv wa-
ren. Ungelöst ist insbesondere die Fra-

ge, wie Kommunen aus ihrer finanziel-
len Schieflage kommen: Der Investiti-
onsrückstand ist mit zirka 186 Milliar-
den Euro auf Rekordniveau. Jede siebte 
Kommune kann ihren Haushalt dauer-
haft nicht ausgleichen und somit kaum 
ihre Pflichtaufgaben erfüllen.7 Man-
datsträger*innen vor Ort beschreiben 
die Finanzen nicht nur als größtes poli-
tisches Problem, sondern geben zuneh-
mend aus Frust hierüber ihre Ämter auf.

Lindner hätte seinen Rotstift gerne noch 
stärker angesetzt, doch die Grüne Bun-
destagsfraktion konnte bei einigen Vor-
haben Schlimmeres verhindern. Gut, 
dass wir bei kommunalen Förderpro-
grammen oder beim Wachstumschan-
cengesetz Kürzungen abwenden konnten. 

Wir als Fraktion haben uns in den letzten 
Jahren für eine Altschuldenlösung einge-
setzt – sind jedoch am ideologisch ein-
gemauerten Bundesfinanzministerium 
gescheitert. Statt einer gezielten Entlas-
tung für die schwächsten Kommunen 
gab es Steuergeschenke für Gutverdie-
nende. Damit sind wichtige kommunale 
Steuereinnahmen weggefallen. 

Wir brauchen große Lösungen
Die Krise der Kommunalfinanzen hat 
sich schon seit der Großen Koalition 
abgezeichnet. Dennoch wurde sie vom 
Bundesfinanzministerium systematisch 
ignoriert. Das muss sich in Zukunft än-
dern, denn sonst zerbröselt uns die Infra
struktur unter unseren Fingern. Beson-
ders strukturschwache Kommunen müs-
sen wir in den Blick nehmen. Wir brau-
chen große Lösungen:
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•	 Dazu gehören mehr ungebundene Mit-
tel in den Kassen unserer Städte, Ge-
meinden und Landkreise. Programme 
zur Förderung der kommunalen In
frastruktur müssen aufgestockt und 
entbürokratisiert werden.

•	 Gesamtgesellschaftliche Aufgaben 
wie die Integration von Geflüchteten 
oder das Klimamanagement erfordern 
in den Rat- und Kreishäusern Perso-
nal. Dafür sind die Aufgaben klar zu 
benennen – und zu finanzieren.  

•	 Der Bund muss sich deutlich stärker 
an der Finanzierung wichtiger Sozial-
leistungen beteiligen. Denn die Aus-
gaben für die Jugendhilfe, die Hilfen 
zur Pflege oder die Eingliederungshil-
fe belasten die Kommunen über die 
Maßen. 

Die Zeit drängt. Das Bundesfinanzmi-
nisterium – egal unter welcher Leitung 

– muss das Ruder grundlegend herum
reißen. 

Mehr Menschlichkeit tut Not
Doch nicht nur im Finanzbereich gab 
es Leerstellen und Rückschritte für die 
Kommunen. In den letzten drei Jahren 
hat sich die Ampelregierung durch De-
battendruck von rechts immer weiter 
treiben lassen. Häufig wurde mit der 

Überlastung der Kommunen Stimmung 
gemacht, anstatt ihnen und den schutz-
suchenden Menschen wirklich zu hel-
fen. Ein Feuerwerk an Scheinlösungen 
versperrt den Zugang zu Bildung und 
zu einer angemessenen Gesundheits-
versorgung, verhindert Integration und 
ein selbstbestimmtes Leben. Obendrein 
wird den Rat- und Kreishäusern, etwa 
durch Bargeldobergrenzen, zusätzli-
che Bürokratie aufgehalst. Letztendlich 
steigen die Kosten für Integration und 
Gesundheitsversorgung, wenn man sie 
nicht von Anfang an richtig machen darf. 

Mehr Menschlichkeit – das muss ein 
Thema in der nächsten Legislatur wer-
den. Sie nutzt am Ende allen, kommt 
der gesamten Gesellschaft zugute. Und 
sie steht der strategischen Entmensch-
lichung gegenüber, die von AfD und 
anderen für den eigenen Wahlerfolg 
schamlos und meist mit Falschinforma-
tionen vorangetrieben wird. 

Aus Sicht der Grünen Kommunalpoli-
tik gibt es nicht nur für die nächste Le-
gislatur einiges zu tun, sondern es gilt 
Haltung zu bewahren – auch und gera-
de vor Ort. Denn nur so können wir uns 
nachhaltig und glaubwürdig für Klima-
schutz, Menschenrechte und ein bes-
seres Leben vor Ort einsetzen. All den 
Menschen, die gerade hiernach auf der 

Suche sind, müssen wir als Grüne eine 
Heimat bieten. 
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	> MdB Karo Otte ist kommunalpoltische Spre-
cherin der Grünen Bundestagsfraktion. Konstan-
tin Mallach ist wissenschaftlicher Mitarbeiter bei 
Karo Otte und unter anderem für öffentliche und 
kommunale Finanzen zuständig.   

Für unsere Kommunen wird die Ampel Spuren hinterlassen, in verschiedene Richtungen� Foto: Anne Nygard / Unsplash


